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A r b e i t s m a r k t 

SPD-Nabelschau kostet 
Arbeitsplätze 

„Der weltweite Aufschwung      um 61.900 gestiegen. Seit 
geht am deutschen Arbeits-      Kriegsende waren noch nie 
markt vorbei."                         so viele Menschen in einem 

Zu  dieser  Einschätzung     Juni arbeitslos wie in die- 
kommt CDU-Generalsekre-      sem   Jahr.    Das   bestätigt 
tär Laurenz Meyer im Hin-      auch die Bundesagentur für 
blick auf die Arbeitslosen-      Arbeit, 
zahlen für den Monat Juni           Der Schuldige ist offen- 
2004.   Ohne   die   frisierte      kundig: „Das ist Folge der 
Arbeitsmarktstatistik  wäre      immer stärkeren Lähmung, 
die amtliche Zahl der Ar-      die Deutschland unter Rot- 
beitslosen   auch    im   Juni      Grün erfasst", so Meyer. 
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Wolfgang Schäuble mit 
Hermann-Ehlers-Medaille 
geehrt (Seite 6) Ge- 
samtsicherheitskonzept 
zur Verzahnung der inne- 
ren und äußeren Sicher- 
heit (Seite 7-8) Landes- 

haushalt Niedersachsen 
(Seite 9) Bis zu zwei 
Jahre Haft für „Stalking" 
(Seite 10) Rüttgers mit 
98 Prozent als Landtags- 
kandidat nominiert (Seite 
10) Kabinettsumbil- 
dung in Baden-Württem- 
berg (Seite 11) Geset- 
zesinitiative für islamis- 
tische Anti-Terrordatei 
(Seite 11) Gerda Has- 
selfeldt zu EU-Agrarre- 
form (Seite 12) Hart- 
mut Koschyk und Katheri- 
na Reiche zur Abwehr bio- 
terroristischer Gefahren 

(Seite 12) Peter Götz 
zur Kinderbetreuung in 
Kommunen (Seite 13) 
Norbert Röttgen zur EU- 
Gendatei (Seite 14) 
Dietrich Austermann und 
Thomas Kossendey zum 

Herkules-Projekt des 
BMVg (Seite 15-16) 

• Die SPD-Spitze könne 
sich nicht entscheiden, ob 
sie etwas für unser Land tun 
oder in erster Linie die Par- 
tei retten wolle. Während 
Schröder, Müntefering und 
ihre Freunde von den 
Gewerkschaften über den 
Schulterschluss der Arbei- 
terbewegung debattierten, 
gehe jede Viertelstunde ein 
Unternehmen in die Pleite. 

„Eine Politik für Arbeit 
und Wachstum findet an- 
gesichts der sozialdemokra- 
tischen Nabelschau nicht 
mehr statt", konstatiert 
der Generalsekretär. Noch 
schlimmer sei, dass die SPD 
in ihrer Zerrissenheit nur 
noch auf symbolische Politik 
setze. „Ideologische Pres- 
tigeprojekte sollen die Par- 
teilinke befriedigen, verunsi- 
chern aber Bürger und Un- 
ternehmen immer mehr", so 

Meyer. Die schlimmen Fol- 

gen müssten die Arbeitslo- 
sen tragen. Und dies vor al- 
lem in den neuen Ländern. 

„Deutschland und die 
Arbeitslosen in diesem 
Land können sich weitere 
Stagnation nicht leisten. Es 
ist notwendig, Veränderun- 

gen  am  Arbeitsmarkt,  bei 

Steuer- und Sozialsystemen 
jetzt anzugehen", forderte 
Meyer. 

Schwerwiegende Konse- 
quenzen der hohen Arbeits- 
losigkeit sieht Karl-Josef 
Laumann, Vorsitzender der 
Arbeitsgruppe Wirtschaft 
und Arbeit, für unseren So- 

zialstaat. „Ich finde es zu- 
dem alarmierend, dass die 
Zahl der Sozialversiche- 
rungspflichtigen Jobs trotz 
der jahres-bedingten Wirt- 
schaftsbelebung deutlich 
einbricht. Allein in den ver- 
gangenen zwölf Monaten 

sind 585.345 Arbeitsplätze 
weggefallen, die unseren 

Sozialstaat mit-finanziert 
haben. Wenn ein Volk mit 
82 Millionen Einwohnern 
nur noch 26,3 Millionen Be- 
schäftigte hat, dann ero- 
diert das Fundament sei- 
ner Wirtschaftsordnung", so 
Laumann. Es sei unerträg- 

lich, dass Rot-Grün ganz ge- 
zielt versuche, die deutsche 
Öffentlichkeit Über das 
Ausmaß ihres Versagens zu 
täuschen. „Wir brauchen 
keine Gesetze für Statistik- 

Tricks, sondern Gesetze, die 
Arbeit schaffen", so der Ar- 
beitsmarkt-Experte. 
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Vermittlungsausschuss 

Volker Kauder: 

Konstruktive Opposition 
Wieder ist ein Verhand- 
lungsmarathon im Ver- 
mittlungsausschuss zu En- 
de gegangen. Es stand viel 
auf dem Spiel und entspre- 
chend waren Anspannung 
und Konzentration. Dabei 

spitzten sich die Verhand- 
lungen nach und nach auf 
die entscheidende Frage 
zu, ob Rot-Grün zu echten 
Reformen oder lediglich zu 
kosmetischen Korrekturen 
bereit ist. 

Im Ergebnis kann wie seit 
vielen Monaten folgendes 
Fazit gezogen werden: Wenn 
die A-Seite uns entgegen- 
kommt und bereit ist, die 
festgefahrenen Strukturen 
gemeinsam mit uns aufzu- 
brechen, dann bekommt sie 
auch unsere volle Unter- 

stützung. 
Trotzdem wurde in den 

letzten Monaten von den 
Medien immer wieder der 
Vorwurf erhoben, wir wür- 
den blockieren. Davon kann 
jedoch bei Lichte besehen 
keine Rede sein. Kein Ge- 
setz ist in dieser Legislatur- 
periode an der Union ge- 
scheitert. Die Union ist die 
konstruktivste Opposition 
aller Zeiten. Wir verhandeln 
hart in der Sache, aber im- 
mer mit dem Ziel, den größ- 
ten   Unsinn  zu  verhindern 

und die Gesetze besser zu 
machen. Am Ende der Ver- 
handlungen tragen die Ge- 
setze dann sichtbar auch die 
Handschrift der Union. 

Ich will dies an zwei Bei- 
spielen deutlich machen. 
Beim Zuwanderungsgesetz 
stand am Beginn das erklär- 
te Ziel von Rot-Grün, aus 
Deutschland ein Multikulti- 
Land ohne echte Zuwande- 
rungsbegrenzung zu ma- 
chen. Erst nachdem die Ko- 

alition sich eine Niederla- 
ge vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht eingehandelt 
hatten, war Rot-Grün be- 
reit, mit der Union inhaltlich 
zu verhandeln. Die Union 
hat dabei erreicht, dass eine 
Zuwanderung nur im Rah- 
men der Aufnahme- und In- 
tegrationsfähigkeit des Lan- 
des erfolgt, die Zuwande- 
rung wirklich gesteuert 
wird, eine arbeitsmarktpoli- 

tische Zuwanderung nur bei 
echtem Bedarf stattfindet 
und vor allem die Integrati- 
on gerade auch der bereits 
hier lebenden Ausländer 
verbessert wird. Auch die 
von der Union stets gefor- 
derten sicherheitsrechtli- 
chen Bestimmungen konn- 

ten vollständig durchge- 
setzt werden, leider erst 
nach dem tragischen Terror- 

anschlag in Madrid, denn 
erst dann hat auch Rot- 
Grün begriffen, dass von ih- 
rer Ausländerpolitik auch 
Gefahren ausgehen können. 
Insgesamt ist es also zu ei- 
nem Kompromiss gekom- 
men, der um vieles besser 
ist als das ursprüngliche Ge- 
setz und diese Verbesserun- 
gen tragen die deutliche 
Handschrift de: Union. 

Das zweite Beispiel be- 

trifft Hartz IV, die Zusam- 
menlegung von Arbeitslo- 
sen- und Sozialhilfe. Dies ist 
seit Jahren ein Projekt der 
Union gewesen. Der Gesetz- 
entwurf von Rot-Grün sah 
jedoch eine ausschließliche 
Zuständigkeit der Bundes- 
agentur für Arbeit vor. Die 
widersprach diametral den 
Vorstellungen der Union, 
die sich stets für eine Zu- 
ständigkeit der Kommunen 

eingesetzt  hatte, da  diese 
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Vermittlungsausschuss 

wegen der größeren Nähe 
zu den „Kunden" besser wis- 
sen, wie man Menschen wie- 
der in Lohn und Brot bringt. 
Die Union stand damals vor 
einer Zerreißprobe, denn ei- 
gentlich wollte sie dieses 
Gesetz, aber nicht so. Im 

Vermittlungsausschuss wur- 
de damals der Kompromiss 

einer Optionsklausel gefun- 
den, d.h., Kommunen sollten 
die Chance erhalten, die 
Vermittlung von Langzeitar- 
beitslosen selbst zu gestal- 
ten, sofern sie dies wün- 
schen. Bei der Umsetzung 
der Optionsklausel ist Rot- 
Grün jedoch zum dritten 
Mal wortbrüchig geworden. 
Wie schon bei der Maut und 
bei Koch-Steinbrück haben 
sie sich nicht an die Abma- 
chungen des Vermittlungs- 

ausschusses gehalten. Dies 
hat die Union nicht mitge- 
macht. Da auch die an- 

gekündigten Finanzmittel 
für die Kommunen weit un- 
ter den Zahlen lagen, die die 
Kommunen für unbedingt 
erforderlich hielten, hat die 
Union auch zu diesem Ge- 
setz den Vermittlungsaus- 
schuss bemüht, um eine 
Verbesserung des Gesetzes 
zu erreichen. Und dies ist 
auch gelungen. Nunmehr 
dürfen immerhin 69 Kreise 
und kreisfreie Städte zeigen, 
dass die kommunalen Kon- 
zepte zur Vermittlung von 
Arbeit besser sind als die 
von Rot-Grün. Sie sind wei- 
sungsunabhängig und erhal- 
ten die gleiche Finanzaus- 
stattung wie bei einer Ver- 
mittlung durch die Bundes- 

agentur für Arbeit. Insge- 
samt wird den Kommunen 
ein Finanzvolumen von 3,2 
Mrd. € zur Verfügung ge- 
stellt statt der bisher ange- 
botenen 2,5 Mrd. €. Diese 
Erfolge sind nicht selbstver- 
ständlich, sondern Ergebnis 

langwieriger, zeitraubender 
und kräftezehrender Ver- 
handlungen. Aber am Ende 

zählt das Ergebnis. Das lau- 
tet auch hier: ein Kompro- 
miss, der sich sehen lassen 
kann, der die deutliche 
Handschrift der Union trägt. 

Die Beispiele zeigen: Die 
Union blockiert nicht, sie 
zeigt sich vielmehr verant- 
wortungsbewusst, indem 
sie an der Gesetzgebung 
mitwirkt und dabei sogar in 
Oppositionszeiten Unions- 
politik umsetzt. 

„STANDORT DEUTSCHLAND" NUR IM MITTELFELD 

Die USA sind das wettbe- 
werbsfähigste Land der 
Welt. Das ist das Ergebnis 
einer Erhebung des Insti- 
tuts für Management-Ent- 
wicklung (IMD) in Lau- 
sanne. Mit deutlichem Ab- 
stand folgen Singapur und 
Kanada. Deutschland liegt 
mit 73,4 Punkten lediglich 
im Mittelfeld. Ausschlag- 
gebend sind 323 Kriterien, 

von den Arbeitskosten bis 
hin zur sozialen und politi- 
schen Stabilität. 

Standorte auf dem Prüfstand 
Bewertung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit 
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Katherina  Reiche: 

Vorbild Finnland 
Wie schafft das nur das klei- 
ne Finnland? Während hier- 
zulande die regierenden 
Sozialdemokraten auf dem 
dünnen Brett zwischen 
Reformnotwendigkeit und 
Klientelpflege balancieren, 
sind einige von ihnen in 
Finnland, um Hoffnung zu 
schöpfen. Das hat sozialde- 
mokratische Tradition: erst 
das „schwedische Volks- 
heim", jetzt Finnland. 

Die Lage zuhause wird 
langsam kritisch. Massiv zu- 
rückgehende Einnahmen der 
öffentlichen Haushalte, wei- 
ter ungelöste Strukturpro- 
bleme am Arbeitsmarkt, die 
Verwerfungen in den Sozial- 
systemen bedrohen Wohl- 
stand uns soziale Sicherheit 
in Deutschland. 

Die Agenda 2010 ist halb- 
herzig und mutlos, und den- 
noch laufen der Sozialdemo- 
kratie Wähler und Mitglie- 
der davon. Die Enttäuschung 

sitzt tief, weil man über Jahr- 
zehnte einer Utopie gefolgt 
ist, die nun offenkundig 
zerplatzt. Umverteilung und 
immer kürzere Arbeitszeiten 

schaffen eben auf Dauer 
weder Arbeitsplätze noch 

Wohlstand für alle. 
Wir brauchen in unserem 

Land eine grundlegende Kurs- 
korrektur, Reformen, die den 

Namen wirklich verdienen. 

Schlimm, dass die SPD selbst 
nicht mehr weiß, was zu tun 
ist. Sie braucht offenkundig 
Rat von außen. Nun also 
Finnland. 

Finnland gehört heute zu 
den europäischen Staaten 
mit dem höchsten Wirt- 
schaftswachstum und der 
höchsten Wettbewerbsfäh- 
igkeit. Während wir in die- 
sem Jahr ein Wirtschafs- 

wachstum von rund ein Pro- 
zent und ein Haushaltsdefi- 
zit von knapp vier Prozent 
erwarten, wächst die Wirt- 
schaft in Finnland um 3,4 

Prozent. 
Wie konnten sich die Fin- 

nen zu einem der Muster- 
knaben Europas entwickeln? 
Als Anfang der 90er Jahre 
der gesamte finnische Ost- 
handel zusammenbrach, die 
Arbeitslosigkeit innerhalb 
von drei Jahren von 3,2 auf 

17,4 Prozent (1993) stieg, 
die Staatsverschuldung sich 
vervierfachte, haben die Fin- 
nen die Ursachen der Struk- 
turkrise pragmatisch, konse- 
quent und zielstrebig 
bekämpft und ihre volkswirt- 
schaftlichen Ressourcen auf 
die Zukunft ausgerichtet. 

Durch auf Konsens basie- 
rende Sozialstaatsreformen, 
z.B. im Gesundheitswesen 
und der Arbeitslosenversi- 
cherung wurde der Staat 
wieder handlungsfähig ge- 

macht. 
Heute sind die Arbeitsko- 

sten in Finnland um 15 Pro- 
zent niedriger als in 
Deutschland. Die in Finnland 
traditionell starken Gewerk- 
schaften -80 Prozent der Ar- 
beitnehmer sind gewerk- 
schaftlich organisiert - ver- 
einbarten mit den Arbeitge- 
bern statt Lohnerhöhungen 

drei Nullrunden. Spätere 
Lohnsteigerungen lagen un- 
ter der Produktivitätsent- 

wicklung. 
Durch Senkung der Un- 

ternehmenssteuern, Deregu- 
lierung und Privatisierung 
von staatseigenen Unterneh- 
men wurden Innovations- 
und Wachstumskräfte freige- 
setzt. Schließlich haben die 
Finnen durch eine konse- 
quente Haushaltskonsolidie- 
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Reformen 

rung    ihre    Staatsverschul- 
dung drastisch reduziert. 

Gleichzeitig steigerten 
die Finnen ihre Bildungs- 
ausgaben. Frei werdende 
Mittel wurden konsequent 
in Bildung sowie in For- 
schung und Entwicklung in- 
vestiert. Während der An- 
teil von Forschung und Ent- 

wicklung am Bruttoinlands- 
produkt in Finnland 3,5 Pro- 
zent beträgt, sind es in 
Deutschland gerade mal 2,5 
Prozent. Heute ist die Zahl 

der Schüler und Studenten 
doppelt so hoch, wie vor 10 
Jahren. 72 Prozent der finni- 
schen Abiturienten studie- 
ren, in Deutschland sind es 
32 Prozent. 

Die Finnen investieren 
1,7 Prozent ihres Brutto- 
inlandsproduktes in ihre 
Hochschüen, in Deutsch- 
land sind es ein Prozent. In 
Finnland kommen 9,8 Wis- 
senschaftler auf je 1000 Ein- 
wohner, das ist Weltspitze! 
Finnland war Bester bei PI- 

SA, Deutschland hat kläglich 
abgeschnitten. 

Um das zu erfahren, 
muss man nicht nach Finn- 
land fahren. Ohnehin ist 
das mit den Vergleichen so 

eine Sache. Wenn also für 
die Sozialdemokraten in 
Finnland etwas zu lernen 
ist, dann ist es der Ab- 
schied von der Utopie. Die 
regierenden Sozialdemo- 
kraten könnten auch ler- 
nen, dass Wohlstand von 
Arbeit kommt. 

WOLFGANG SCHÄUBLE MIT HERMANN- EHLERS- MEDAILLE GEEHRT 

Der Bundesvorsitzende 
des EAK, Thomas Rachel, 
hat dem stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden der 
CDU/CSU, Dr. Wolfgang 
Schäuble, die Hermann- 
Ehlers-Medaille des EAK 
verliehen. Die Verleihung 
fand in Hannover im Rah- 
men der 41. Bundestagung 
des EAK statt. 

Bundestagspräsident 
Dr. Hermann Ehlers (1904- 
1954) war Begründer und 

erster Bundesvorsitzender 
des EAK. Mit der Hermann- 
Ehlers-Medaille, die in die- 
sem Jahr zum ersten Mal 
verliehen wurde, möchte 
der EAK Persönlichkeiten 

aus Politik und Kirche eh- 
ren, die sich in besonderer 
Weise „Verdienste in evan- 
gelischer Verantwortung vor 

Gott und den Menschen" 
erworben haben. In seiner 
Laudatio hob Rachel die 

Verdienste Schäubles für 
Deutschland hervor, die er 
sich insbesondere beim Pro- 
zess der deutschen Wieder- 

vereinigung erworben habe. 
Schäuble zeichne sich durch 
die Verbindung von politi- 
schem Realismus, nüchterner 
analytischer Sachlichkeit und 

einer festen werteverbindli- 
chen Glaubensüberzeugung 
aus. Zudem habe er bei politi- 

schen Entscheidungen immer 
wieder eine profilierte Unab- 
hängigkeit bewiesen, die er 
gegenüber einer bloßen Bin- 
dungslosigkeit bewusst abzu- 
grenzen verstanden habe. In 
diesem Sinne stehe Schäuble 
in geistiger Tradition von 
Hermann Ehlers. 
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Bundesfachausschuss Sicherheitspolitik 

Gesamtsicherheitskonzept zur Verzahnung 
der inneren und äußeren Sicherheit 

Seit den Anschlägen vom 
11. September 2001 wird 

verstärkt die Frage disku- 
tiert, welche Maßnahmen 
zur Erhöhung der Sicher- 
heit nötig und möglich 

sind. 
Die Bedrohungslage durch 

den islamistischen Extremis- 
mus und Terrorismus - ins- 
besondere in einer potenzi- 
ellen Verbindung mit Mas- 
senvernichtungswaffen - ist 
akut und zwingt zum Han- 
deln. Die Anschläge vom 11. 
März 2004 in Madrid haben 
deutlich gemacht, dass sich 
Europa von einem Ruhe- und 
Rückzugsraum für islamisti- 
sche Terroristen zu einem 
Zielraum entwickelt hat. 
Auch unser Land kann als 
Aktionsraum für terroristi- 
sche Anschläge nicht ausge- 
schlossen werden. Es gibt 
auch auf deutschem Territo- 

rium, so zeigen die Verfas- 
sungsschutzberichte, regio- 
nale Gruppen, die mit dem 
Netzwerk Al Quaida in Ver- 
bindung stehen. 

Deshalb hat der CDU- 
Bundesfachausschuss Si- 
cherheitspolitik unter der 
Leitung von Friedbert Pflü- 
ger ein „Gesamtsicherheits- 
konzept zur Verzahnung der 
inneren   und   äußeren   Si- 

Friedbert Pflüger 

cherheit" erarbeitet, das die 
Optimierung der Sicher- 
heitsstrukturen in Deutsch- 
land zum Ziel hat. 

Kernforderungen sind: 

Einführung eines Natio- 
nalen Sicherheitsrates, der 

als politisches Analyse- und 
Entscheidungszentrum auf 
der Ebene der politischen 
Entscheidungsträger aus 

Bund und Ländern arbeitet. 
Darunter verstehen wir 

nicht eine neue Super- 
Behörde. Der Nationale Si- 
cherheitsrat gewährleistet 
zum einen eine umfassende, 
ressortübergreifende Ana- 
lyse möglicher Bedrohun- 
gen für die innere und äuße- 
re Sicherheit und zum ande- 
ren   die   Koordination   der 

Einleitung geeigneter Ab- 

wehrmaßnahmen und Not- 
fallplanungen sowie des 
Einsatzes aller Kräfte der 
Abwehr, des Schutzes und 
der Bewältigung von Kata- 
strophen, wenn Katastro- 
phen die Fähigkeiten einzel- 
ner Länder überfordern. 
• Zu schaffen ist ein umfas- 
sender Datenaustausch zwi- 
schen den Sicherheitsbehör- 
den der Länder und des Bun- 
des sowie besonders dring- 
lich des Bundes untereinan- 
der. Nötig ist ein unmittelba- 
rer Zugriff aller Sicherheits- 
behörden auf alle wesentli- 
chen Analyseergebnisse aus 
Bund und Ländern. 

Weiterhin muss eine qua- 
litativ hochwertige Datei ge- 
rade zu Vorfdderkenntnis- 
sen im Bereich des islamisti- 
schen Extremismus und ins- 
besondere Terrorismus (Isla- 

misten-Datei) mit behör- 
denübergreifenden Zugriffs- 

rechten eingerichtet wer- 
den. Eine gesetzliche Ver- 
pflichtung der Zulieferung 
und Pflege muss den Bun- 
desnachrichtendienst (BND) 

und den Militärischen Ab- 
schirmdienst (MAD), die 
Verfassungsschutzbehörden 

von Bund und Ländern, das 
Bundeskriminalamt     (BKA) 
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Bundesfachausschuss Sicherheitspolitik 

und die  Landeskriminaläm- 
ter sowie den Zoll erfassen. 

Es ist eine nationale 
Küstenwache zu schaffen, 
bei der alle Kompetenzen 
zur Gefahrenanalyse und 
-abwehr für alle deutschen 
Hoheitsgewässer gebündelt 
werden. 

Die Bundeswehr muss zur 
Stärkung der inneren Si- 
cherheit im Bereich des Hei- 
matschutzes in besonderen 
Gefährdungslagen mit ihren 
spezifischen Fähigkeiten er- 
gänzend zu Polizei und Bun- 
desgrenzschutz im Inland 
eingesetzt werden können. 
Hierfür sind klare Rechts- 
grundlagen zu schaffen und 
Zuständigkeiten anzupas- 
sen. Die Streitkräfte sollten 
für Aufgaben herangezogen 
werden können, die vor al- 
lem hohen Personal- und 

Sachaufwand erfordern, der 
in der Bundeswehr abrufbe- 
reit und gut geführt zur Ver- 
fügung steht. Hierzu zählen 
z.B. Schutz und Sicherung 
militärischer und ziviler Ob- 
jekte der Infrastruktur, Eva- 
kuierungen, Sperrung von 
Räumen, Betreuung und 
Versorgung von Evakuier- 
ten oder Flüchtlingen, Ver- 

kehrslenkung, Trümmerbe- 
seitigung, Bau von Deichen, 
Bekämpfung von Bränden, 
Hilfsmaßnahmen bei allen 

Pionierleistungen. Dabei 
darf die Bundeswehr nur im 
Rahmen klarer Grenzen und 

aufgrund der eindeutigen 
Definition von Schutzzielen 
eingesetzt werden. Welche 
Aufgaben der Bundeswehr 
dann zur eigenverantwortli- 
chen Erfüllung zugewiesen 
werden, entscheidet - nur 
mit Zustimmung des Bun- 
desministers der Verteidi- 
gung in jedem Einzelfall - 
ausschließlich die zivile In- 
nenbehörde. 

Zivilschutz und Katastro- 
phenschutz sind zusam- 
menzuführen, da die derzei- 
tige Kompetenzaufteilung 
den heute vorstellbaren Be- 
drohungen nicht mehr ge- 
recht wird. Zum Schutz der 
Bevölkerung brauchen wir 
das länderübergreifende, 
bundeseinheitliche Zusam- 
menwirken aller verant- 
wortlichen Sicherheitskräf- 
te. Das neu geschaffene 

„Bundesamt für Bevölke- 
rungsschutz und Katastro- 
phenhilfe" ist zu stärken 
und umzubauen: Es müssen 
ihm auch operative Aufga- 
ben übertragen werden. 

Soweit gefährliche extre- 
mistische Ausländer, die 
rechtskräftig ausgewiesen 
wurden, wegen rechtlicher 

oder tatsächlicher Gründe 
nicht abgeschoben werden 
können, muss die Möglich- 

keit der Freiheitsbeschrän- 
kung bis hin zu einer zeitlich 
begrenzten Sicherungshaft 
geschaffen werden. 

Eine EU-Zentrale zur bes- 

seren Koordinierung der na- 
tionalen Geheimdienste, die 
später zu einem europäi- 

schen Geheimdienst ausge- 
baut werden kann, muss 
eingerichtet werden. Zudem 
muss Europol zu einer schlag- 
kräftigen Analyse- und Infor- 
mationseinheit als Service- 
steile für die Polizeien der 
EU-Staaten ausgebaut wer- 
den. 

• Um dem internationalen 
Terrorismus die Finanzmit- 
tel zu entziehen, sind bei 

der Vermögenseinziehung 
im gemeinsamen EU-Bin- 
nenmarkt zügig einheitliche 
Regelungen anzuwenden. 

Deutschland braucht eine 
neue „Sicherheitsarchitek- 
tur", die auf einer neuen „Si- 
cherheitsphilosophie" be- 
ruht. Für eine erfolgreiche 
Präventions- und Sicher- 
heitspolitik müssen traditio- 
nelle Strukturen, Denkwei- 

sen und Zuständigkeiten 
überwunden werden. Ange- 
sichts der fundamentalen 
Bedrohung durch den islamis- 
tischen Terrorismus muss 

die Wertegemeinschaft der 
Demokratien enger und effi- 
zienter zusammen arbeiten. 
Sie darf sich nicht durch An- 
schläge und Drohungen aus- 
einanderdividieren lassen. 

Das vollständige Konzept fin- 
den Sie unter www.cdu.de -» 
Themen -» Politik A-Z -» 
Bundesfachausschüsse 
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Landeshaushalt  Niedersachsen 2005 

Weiter auf Konsolidierungskurs 
„Wir halten unser Verspre- 
chen, die Neuverschuldung 
im Haushalt 2005 auf 2,15 
Milliarden Euro abzusen- 
ken und damit gegenüber 
dem Vorjahr um 350 Millio- 
nen Euro zurückzuführen." 

Das erklärten Minister- 
präsident Christian Wulff 
und Finanzminister Hartmut 
Möllring im Anschluss an ei- 
ne zweitägige Kabinetts- 
klausur. Prioritäten würden 
im Haushalt bei Bildung, Ar- 
beitsplätzen und innerer Si- 

cherheit gesetzt. 
Der Grundsatz der Nach- 

haltigkeit gelte vor allem für 
die Haushaltspolitik, sagte 
Wulff. „Ich möchte den Nie- 
dersachsen auch in zehn Jah- 
ren noch in die Augen sehen 
können. Schulden sind Lü- 
gen", so der Ministerpräsi- 
dent. Niedersachsen dürfe 

nicht wie die Bundesregie- 
rung in Berlin über seine 

Verhältnisse leben und das 
Geld der künftigen Genera- 
tionen ausgeben. „Die von 
mir geführte Landesregie- 
rung hat Niedersachsen mit 

einer katastrophalen Ver- 
schuldung von 40 Milliarden 
Euro übernommen. Darum 
zahlen wir derzeit fast sie- 
ben Millionen Euro täglich 
allein für Zinsen", erläuterte 
Wulff.   Davon   könnte   das 

Land täglich 56.000 Lehrer 
bezahlen, jeden Tag eine 
neue Schule bauen oder 
auch zehn Kilometer Land- 
straße. Das wären 3.650 Ki- 
lometer pro Jahr. 

Niedersachsen muss wie- 
der wachsen. „Darum wer- 
den wir trotz der harten Ein- 
schnitte weiter die Voraus- 
setzungen für mehr Arbeits- 
plätze und ein Wirtschafts- 
wachstum sowie bessere 
Bildungs- und Ausbildung- 
schancen für junge Men- 
schen schaffen", sagte Wulff. 
Statt nach der Rasenmäher- 
methode zu sparen, halte 
Niedersachsens Landesre- 
gierung an ihren Prioritäten 
fest. „Wir verzichten grund- 
sätzlich auf Kürzungen im 
Bereich Technologie- und In- 
novationsförderung und er- 
möglichen die Fortführung 

regional bedeutsamer Infra- 
strukturprojekte in Cuxha- 

ven und Braunschweig", so 

Wulff. 
Auch die volle Unter- 

richtsversorgung in Nieder- 

sachsen wird gehalten. „Wir 
werden auch weiterhin neue 
Lehrer einstellen", kündigte 
Ministerpräsident Wulff an. 
Um zusätzliche Unterrichts- 
stunden zu erwirtschaften, 
werden Lehrer durch Ver- 
waltungsbeamte    aus    den 

aufzulösenden Bezirksregie- 
rungen entlastet, die an den 
Schulen Verwaltungsarbei- 
ten übernehmen. Zudem 
können weitere Lehrer aus 
dem öffentlichen Dienst re- 
krutiert werden. Schon jetzt 
unterrichten 50 Förster an 
niedersächsischen Schulen. 

„Wir haben versprochen, 

die innere Sicherheit in Nie- 
dersachsen zu erhöhen - 
das halten wir. Darum ha- 
ben wir bereits 500 zusätzli- 
che Polizeianwärter einge- 

stellt", betonte der Regie- 
rungschef. „In Zeiten knap- 
per Kassen müssten biswei- 
len kreative Wege gesucht 
werden, um an das Ziel zu 
gelangen. „Wir haben die 
Vorschläge des Landesrech- 
nungshofs genau geprüft. 
Wir werden b's zu 200 Mit- 
arbeiter aus den aufzulö- 
senden Bezirksregierungen 
in den Polizei-Verwaltungs- 

dienst übernehmen, um Po- 
lizeivollzugsbeamte für den 
Vollzugsdienst freizuset- 
zen. Frei werdende Stellen 
durch ausscheidende Beam- 
te werden auch weiterhin 
durch neue Anwärter be- 
setzt. Das Kabinett hat be- 
schlossen, in den Jahren 
2006 bis 2008 jeweils 100 
zusätzliche Polizeianwärter 

einzustellen. 
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Bis zu zwei Jahre Haft für „Stalking it 

Bis zu zwei Jahre Freiheits- 
strafe drohen Tätern, die 
andere Menschen durch 
systematisches Verfolgen, 
das so genannte „Stal- 
king", belästigen. 

Das sieht ein Gesetzent- 

wurf vor, den die hessische 
Landesregierung in den 
Bundesrat einbringen will. 
„Die bisherigen gesetzli- 
chen Möglichkeiten reichen 
nicht aus, um Opfer vor 
'Stalking' wirksam zu schüt- 
zen", erklärte Justizminister 
Christean Wagner bei der 
Vorstellung  des   „Stalking- 

Christean Wagner 

Bekämpfungsgesetzes". 
„Stalking" ist ein syste- 

matisch-zielgerichtetes 
Nachstellen etwa durch 

Telefonterror 
fortwährende    Versuche 

einer Kontaktaufnahme 
systematisches Verfolgen 
oder Beobachten des Op- 
fers 
fortgesetzte Beschimp- 

fungen und Bedrohungen 
bis hin zur Anwendung 
körperlicher Gewalt 
sowie die Bestellung von 
Waren unter dem Namen 
des Opfers. 
Hierdurch können den 

Opfern erhebliche psychi- 
sche und physische Schäden 
zugefügt werden. 

RÜTTGERS MIT 98 PROZENT ALS LANDTAGSKANDIDAT NOMINIERT 

Mit einem Traumergebnis 
von 98,4 Prozent ist der 
CDU-Landes- und Frakti- 
onsvorsitzende Jürgen 

Rüttgers in Erftstadt-Le- 
chenich als Direktkandi- 
dat für die Landtagswahl 
2005 nominiert worden. 

Er   enthielt   auf   einer 
Mitgliederversammlung 
der   CDU   im   Rhein-Erft- 
Kreis 376 von 382 gültigen 
Stimmen 

Der ehemalige Bundes- 
forschungsminister Jürgen 
Rüttgers gehört dem nord- 

rhein-westfälischen Land- 
tag seit der Landtagswahl 
2000 an  und  ist seitdem 

auch Vorsitzender der 88- 

köpfigen CDU-Fraktion. 
In einer kämpferischen 

Rede schwor Rüttgers die 
rund 400 Mitglieder der 
CDU im Rhein-Erft-Kreis 
auf die anstehenden Wahl- 
kämpfe ein: „Es muss ge- 
recht zugehen und es muss 
wieder aufwärts gehen mit 
unserem Land. Ich bin ganz 
sicher: NRW kommt wie- 
der." Der CDU-Vorsitzende 
bezog auch Position zu ak- 
tuellen regionalen bzw. 
landespolitischen Themen: 

„Die CDU sagt Ja zum BoA- 
Kraftwerk, aber Nein zur 
Konzentration   in   Nieder- 

jürgen Rüttgers 

äußern." Mit Blick auf 
geplante Mammut-Wind- 
kraftanlagen im Kölner 
Norden bekräftigte Rütt- 
gers: „Der Windrad-Wahn- 
sinn muss aufhören." 
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Kabinettsumbildung in  Baden-Württemberg 

Gönner neue Sozialministerin 
Mit jungen Politikern und 
weiblichem Ministernach- 

wuchs will Ministerpräsi- 
dent Erwin Teufel in den 
kommenden beiden Jahren 
Baden-Württemberg re- 
gieren. 

Im umgebildeten Kabi- 
nett werden vier neue Mini- 
sterinnen und Minister so- 
wie drei neue Staatssekretä- 
re die Geschäfte überneh- 
men. „Wir haben nun ein Ka- 
binett, dass für die weitere 
Zukunft Kreativität und Er- 
neuerung gleichermaßen für 
Baden-Württemberg zum 
Ausdruck bringt", sagte Teu- 
fel bei der Präsentation der 
designierten Kabinettsmit- 
glieder, die am 14. Juli verei- 

Tanja Gönner 

digt werden sollen. 

Überraschend wird die 
CDU-Bundestagsabgeord- 
nete Tanja Gönner (34) aus 
Sigmaringen den bisherigen 

Sozialminister Friedhelm 
Repnik ablösen. Der 54- 
Jährige tritt an die Spitze der 

Staatlichen Toto-Lotto 
GmbH. Neuer Innenmini- 
ster wird Heribert Rech 
(CDU); der ebenfalls 54 Jah- 
re alte bisherige Staatsse- 
kretär übernimmt das Amt 
von Thomas Schäuble 
(CDU), der in den Vorstand 
der landeseigenen Rothaus 
Brauerei wechselt. 

Den 38-jährigen Staatsse- 
kretär Stefan Mappus (CDU) 
beruft Teufel zum Nachfol- 
ger von Umwelt- und Ver- 
kehrsminister Ulrich Müller 
(CDU). FDP-Fraktionschef 
Ernst Pfister (57) soll, wie be- 
reits von seiner Partei an- 
gekündigt, auf den Chefses- 
sel des Wirtschaftsministeri- 

ums wechseln. 

GESETZESINITIATIVE FÜR ISLAMISTISCHE 

Eine gemeinsame Datei al- 
ler Sicherheitsbehörden in 

Deutschland soll die Beob- 
achtung und Bekämpfung 
des islamistischen Extre- 
mismus und Terrorismus 
verbessern. 

Eine entsprechende Ge- 
setzesinitiative im Bundes- 
rat hat Niedersachsens In- 
nenminister Uwe Schüne- 
mann angekündigt. Die In- 
nenminister der unionsge- 
führten   Bundesländer  un- 

terstützen die Initiative. Der 
Gesetzentwurf sieht vor, 
dass die Sicherheitsbehör- 
den zur gegenseitigen Infor- 

mation über alle Daten des 
islamistischen Extremismus 
und Terrorismus verpflich- 
tet werden. In die Datei sol- 
len die Verfassungsschutz- 

behörden von Bund und 
Ländern, das Bundeskrimi- 
nalamt, die Landeskrimi- 
nalämter sowie sonstige Po- 
lizeibehörden   der   Länder, 

ERRORDATEI 

der Bundesgrenzschutz, der 
Bundesnachrichtendienst, 
der Militärische Abschirm- 
dienst und das Zollkriminal- 
institut Daten über Perso- 
nen und Vorgänge, die im 
Zusammenhang mit dem is- 
lamistischen Extremismus 
und Terrorismus stehen, 
einstellen und abrufen kön- 
nen. Die gemeinsame Datei 
soll beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz geführt 

werden. 
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Union hat wesent- 
liche Verbesserungen 

für Agrarreform 
erreicht 

Anlässlich der Debatte im 
Deutschen Bundestag zum 
Ergebnis des Vermittlungs- 
ausschusses zum Gesetz zur 
Umsetzung der EU-Agrar- 
reform am 2. Juli 2004: 

Es waren CDU und CSU, 
die für die deutschen Land- 

wirte wesentliche Verbesse- 
rungen beim nationalen Ge- 
setz zur Umsetzung der EU- 
Agrarreform erreicht haben. 
Frau Künast wollte massive 
Strukturbrüche und Umver- 
teilungen in der Landwirt- 
schaft bereits ab dem Jahr 
2007. Dies ist für die Milch- 
viehbetriebe und Rinderhal- 
ter nach zähen Verhandlun- 
gen verhindert worden. Das 
Abschmelzen der Tier- und 
Milchprämien wird auf 2010 
und damit bis auf den Zeit- 
raum nach der nächsten 
Überprüfung der EU-Agrar- 
politik verschoben. 

Auch für die Getreidere- 
gionen hat die Union er- 
reicht, dass durch eine Län- 
deroption ein Ausgleich für 
Verluste geschaffen werden 
kann. Hier werden jetzt die 

Bundesländer gefragt sein, 
vernünftige Modelle zu ent- 
wickeln. 

Schließlich konnten die 
von Rot-Grün geplanten neu- 

Gerda Hasselfeldt 

en nationalen Wettbewerbs- 
beschränkungen durch ein- 

seitige Umweltauflagen zum 
Teil verhindert und praxisge- 
rechtere Lösungen gefunden 
werden. 

Bei allen erreichten Ver- 
besserungen darf nicht ver- 
gessen werden: Ministerin 
Künast hat bei Verhandlun- 
gen zu den Luxemburger 
Beschlüssen vom Juni 2003 

- diese sind die Grundlage 
des nationalen Gesetzes - 
die Interessen der deut- 
schen Agrar- und Ernäh- 
rungswirtschaft sträflich 
vernachlässigt! Als nächstes 
steht die Reform der 
Zuckermarktordnung an. 
Bei der Zuckerrübenpro- 
duktion ist Deutschland in 
Europa mit Frankreich zu- 
sammen führend. Es darf 
sich keinesfalls wiederho- 
len, dass die rot-grüne Bun- 
desregierung die Interessen 

der Landwirte wiederum 
leichtfertig aufs Spiel setzt. 

Idt   ist 

stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

Gesamtkonzept zur 
Abwehr bioterroris- 

tischer Gefahren 
gefordert 

Zur Vorlage des Antrags 
„Gesamtkonzept zur Ab- 
wehr bioterroristischer Ge- 
fahren": 

Es ist unbedingt erforder- 
lich, im Hinblick auf die un- 
absehbaren Gefahren durch 
bioterroristische Angriffe die 
Präventionsstrategien auch 
in Deutschland deutlich zu 
verstärken. Deutschland ist 
vor einem terroristischen 
Anschlag durch die Freiset- 

zung biologischer Organis- 
men und chemischer Stoffe 
nicht ausreichend geschützt. 

Deshalb hat die CDU/- 
CSU-Bundestagsfraktion ei- 
nen entsprechenden Antrag 
im Deutschen Bundestag 
eingebracht. Darin fordert 
sie die Bundesregierung auf, 
Forschungs- und Entwick- 
lungsanstrengungen im Hin- 
blick auf die Gefahrenab- 

wehr zu intensivieren. Vor 
allem im Bereich der Grund- 
lagenforschung, Diagnostik 
und Therapie bei den we- 
sentlichen B-Kampfstoffer- 
regern sind noch erhebliche 

Anstrengungen erforderlich. 
Es   bedarf   dringend   einer 

22I04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

herunter geladen 
werden. 

Hartmut Ko- 
schyk ist der in- 

nenpolitische 
Sprecher der 
CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, 

Hartmut Koschyk Katherina Reiche 

Verbundforschung, die die 
Spitzenlabors auf den Gebie- 
ten der Infektionsforschung 
und der Abwehr bioterrori- 
stischer Gefahren zusam- 
men führt. Es müssen eine 
umfassende Gefährdungs- 
analyse vorgelegt, ein bun- 
desweit einheitliches Füh- 
rungssystem für alle Ret- 
tungs- und Hilfskräfte bei 
Großkatastropheneinsätzen 
installiert und die Zusam- 
menarbeit von Katastro- 
phenschützern mit den Spe- 
zialisten der Streitkräfte in- 
tensiviert werden. 

Darüber hinaus müssen 
aber auch die nationalen 
Aktivitäten stärker als bis- 
her international vernetzt 
Werden. 

Die Bundesregierung 
muss angesichts der terrori- 
stischen Bedrohung auch 
mit ABC-Waffen endlich die 

erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen und ihrer Verant- 
wortung für den effektiven 
Schutz der Bevölkerung ge- 
recht werden. 

Der Antrag kann unter 
Www.cducsu.de im Internet 

die forschungspo- 
litische Sprecherin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Kinderbetreuung 
gegen Kommunen 

ausgespielt 

Zum Reformbedarf im Be- 
reich der Kinderbetreuung, 

zur Weigerung der Koaliti- 
on die Gemeindefinanzen 

grundlegend neu zu ordnen 
und zum jüngsten Versuch, 
den Kommunen weitere 
Aufgaben ohne entspre- 
chende Finanzierungsbasis 
aufzubürden: 

Es ist unbestreitbar: In 
Deutschland besteht erheb- 

licher Reformbedarf im Be- 

reich der Kinderbetreuung. 
CDU und CSU haben dazu 
ein zukunftsweisendes Kon- 
zept vorgelegt, das enorme 
qualitative und quantitative 
Verbesserungen bringt. Die 
Koalition hat nun Gelegen- 
heit, die ausgestreckte 
Hand der Union zu ergrei- 
fen und sich konstruktiv 
dieser wichtigen Aufgabe 

zu widmen. 

Die jüngsten Verlautba- 
rungen von Rot-Grün lassen 
jedoch nur einen anderen 
Schluss zu: Die Bundesre- 
gierung will das medien- 
wirksame Thema Kinderbe- 
treuung gegen die Kommu- 
nen ausspielen. So hält die 
Koalition - ungeachtet der 
schwerwiegenden Kritik der 
kommunalen Spitzenver- 
bände - an ihrem Gesetz- 
entwurf zum Ausbau der 
Kindertagesbetreuung fest. 

Dieser beruht jedoch, wie 
die Jugendministerkonfe- 

renz eindeutig feststellte, 
auf einer völlig falschen Ko- 
stenberechnung. 

Ebenfalls völlig abwegig 
ist der rot-grüne Finanzie- 
rungsvorschlag. Demnach 
sollen die Kommunen das 
Vorhaben mit ihrer so ge- 
nannten „Entlastung" aus 
der Hartz IV Reform finan- 
zieren. Zur Erinnerung: Auf 
Drängen der Jnion wer- 
den die Kommunen in Zu- 
sammenhang mit der Ein- 
führung des Arbeitslosen- 

gelds II um 3,2 Mrd. Euro 
entlastet. Diese Entlastung 
war angesichts der geschei- 
terten rot-grünen Gemein- 
definanzreform und dem 
10 Mrd. Loch bei den kom- 
munalen Investitionen drin- 

gend erforderlich! 
Offensichtlich versteht 

Rot-Grün nicht, dass die fis- 
kalische Entlastung der 
Landkreise   und   kreisfreien 
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Städte durch die Hartz-IV 
Reform in keinem sachlichen 
Zusammenhang zu der 
durch die Kinderbetreuung 
anfallenden Mehrbelastung 
der kreisangehörigen Ge- 
meinden steht. Die Hartz IV- 
Entlastung orientiert sich in 
keiner Weise am tatsächli- 
chen Bedarf zum Ausbau der 
Tagesbetreuung. Niemand, 
der sich mit Kinderbetreu- 
ung ernsthaft beschäftigt, 
kann ignorieren, dass es hier 

deutliche Unterschiede von 
Substanz und Bedarf gibt. Zu 
denken ist insbesondere an 
das Ost-West- und Stadt- 
Land-Gefälle. Wer die Kin- 
derbetreuung in Deutsch- 
land effektiv verbessern will, 
darf dies nicht zentralistisch 
angehen. Die Entscheidun- 

gen sind vor Ort zu treffen. 
Die Union will die Kinder- 

betreuung optimieren. Rot- 

Grün will die Kommunen 
prellen und stiftet erneut 
Verwirrung im kommunalen 
Lager. Wir fordern die Bun- 

desregierung zu einer seriö- 
sen Kostenberechnung und 
nachvollziehbaren Finanzie- 
rungsvorschlägen auf. Erzie- 
hung, Bildung und Betreu- 
ung unserer Kinder verdie- 
nen mehr Ehrlichkeit! 

iötz ist der kom- 

munalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Europäisches Vor- 
strafen reg ister und 
EU-Gendatei zügig 

einrichten 

Nach der Enttarnung des 
mutmaßlichen französi- 
schen Serienmörders Mi- 
chel Fourniret: 

Der belgisch-französische 
Fall des mutmaßlichen Seri- 
enmörders Michel Fourniret 

zeigt, dass es eine Lücke im 
europäischen Recht gibt. Ich 
unterstütze die Forderung 
der belgischen Justizministe- 
rin Laurette Onkelinx, so 
schnell wie möglich ein eu- 
ropäisches Vorstrafenregi- 
ster einzuführen. Das Straf- 
recht und das Strafverfah- 
rensrecht ist ein Kernbereich 
der inneren Sicherheit, die 
viel zu lange als Ausdruck na- 
tionaler Souveränität gese- 
hen wurde. Deswegen gibt es 

bis heute nicht die Möglich- 
keit, europäische Richtlinien 
und Verordnungen in diesem 
Bereich zu erlassen, sondern 

Norbert Röttgen 

die Mitgliedstaaten müssen 
Verträge über die Zusam- 

menarbeit der Strafverfol- 
gungsbehörden schließen. 
Die Folge sind komplizierte 

und oft zeitraubende Rechts- 
hilfeverfahren. Dies wird 
zwar mit der EU-Verfassung 
geändert. Doch bis diese rati- 
fiziert ist und die ersten Ge- 

setzgebungsschritte vorge- 
nommen werden, wird es 
noch Jahre dauern. So lange 

dürfen wir nicht warten, 
wenn es um die Sicherheit in 
Europa und den Schutz der 
Opfer von Gewalttaten geht. 
Die Politik muss schneller 
handeln: Es müssen Abkom- 
men geschlossen werden, 
um ein europäisches Vorstra- 
fenregister und auch eine eu- 
ropäische Gendatei einzu- 
richten. Es kann nicht sein, 

dass Kenntnisse über gefähr- 
liche Straftäter als Staatsge- 

heimnis gehütet werden. 
Ob die Bundesregierung 

allerdings zu einer entspre- 
chenden Initiative in Brüssel 
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bereit ist, ist zumindest frag- 
lich. Bislang lehnt die Bun- 
desregierung sogar ab, die 
Möglichkeiten der DNA- 
Analyse auszuschöpfen, ob- 
wohl die allein dazu dient, 
die Identität einer Person 
festzustellen und keine wei- 
teren Erkenntnisse erlaubt 
und ermöglicht. 

Norbert Röttgen ist der 

rechtspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Herkules- der Milliar- 
den-Flop des BMVg 

Zum Scheitern der Verga- 
be des Projektes Herkules 
an das Konsortium ISIC 21: 

Das dreijährige Vergabe- 
verfahren zur Auswahl eines 
industriellen Partners, das 
2001 mit einem europawei- 
ten Teilnahmewettbewerb 

gestartet wurde, um sämtli- 
che Informations- und Da- 
tentechnologien der Bun- 
deswehr unter einem Dach 
zusammenzufassen, ist ge- 
scheitert. Es musste schei- 
tern. Die Union hat immer 
davor gewarnt, dass Groß- 
mannssucht und konkrete 
Interessen Einzelner im 
BMVg dazu geführt haben, 
einen Irrweg zu beschreiten. 

Ziel des Projektes Herku- 
les war es, die Kernfähigkei- 
ten der Bundeswehr in der 
Informationstechnologie, 

der Datenverarbeitung, der 
Bereitstellung des Datennet- 
zes und den Betrieb der Re- 
chenzentren, die Einführung 
der Software SASPF und die 
flächendeckende Bereitstel- 
lung von zentralen IT-Lei- 
stungen für die Bundeswehr- 
angehörigen unter einem 
Dach zu bündeln und durch 
ein privates Konsortium be- 
treiben zu lassen. Eine derar- 
tige Kooperation gibt es in 
keiner Armee der Welt, nicht 
einmal in der US-amerikani- 
schen. 

Das Scheitern dieses Kon- 
zeptes war von Anfang an 
absehbar, da die exakte Lei- 
stung, die von dem industri- 
ellen Partner erwartet wur- 
de, nicht klar genug definiert 
war. Deswegen musste es zu 
Problemen kommen. Des- 
halb wurde seit dem Novem- 
ber 2001 das Angebot von 
zwei Konsortien ausgewer- 
tet und mit den Bietern erör- 

tert. Mit beiden Bietern wur- 
de vereinbart, dass nach Ab- 
schluss der Vergabever- 
handlung zunächst ein Ran- 
king vorzunehmen ist, bei 

dem derjenige Bieter be- 
stimmt wird, dem die größte 
Chance für eine erfolgreiche 
Vertragsverhandlung einge- 
räumt wird. Die weiteren 
Schritte sollten nur mit dem 
erstplazierten Bieter durch- 
geführt werden. 

Der Start und das bis da- 
hin durchgeführte Vergabe- 

verfahren waren von massi- 
ver Kritik auch des Bundes- 
rechnungshofes begleitet. 
Aus dem Raum des Haus- 
haltsausschusses und vom 
Bundesrechnungshof wurde 
eine Fülle von Fragen ge- 
stellt, die immer wieder Pro- 
bleme offen gelegt haben. 
Erst im Rahmen einer Due- 
Diligence nach der Aus- 
schreibung wurde dem Bie- 
ter Gelegenheit gegeben, 

sich umfassend über den Ist- 
Zustand der IT in der Bun- 
deswehr und die genauen 
Aufgaben und Rahmenbe- 
dingungen für eine zukünfti- 
ge IT-Gesellschaft zu infor- 
mieren. Auf dieser Grundla- 
ge wurde dann im Februar 
2003 ein konkretisiertes An- 
gebot abgegeben. Noch am 
17. Mai 2004 hat das Vertei- 
digungsministerium die Auf- 
fassung vertreten, dass des- 
sen Auswertung ergeben 
hatte, dass die Verhandlun- 
gen mit Aussicht auf Erfolg 
geführt werden können. 

Parallel dazu wurden hun- 
derte von Millionen Euro in- 
vestiert, um die Software der 
Bundeswehr weiter zu ent- 
wickeln. Unabhängig von 
dem laufenden Bieterverfah- 
ren waren hunderte von 
Software-Beratern im BMVg 
tätig und haben Kosten von 
mehreren hundert Millionen 
Euro verursacht. 

Die Verhandlungen mit 
dem Konsortium ISIC 21, be- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

stehend aus den Firmen CSC- 
Ploenzke AG, Mobilcom AG 
und EADS GmbH, haben sich 

als schwierig und zeitauf- 
wändiger herausgestellt, als 
vom Verteidigungsministeri- 

um erwartet. Noch in der 
Vorlage an den Haushalts- 
ausschuss vom 19. Mai 2004 
ging das Ministerium davon 
aus, dass die abschließende 
Bewertung des „Bussines Ca- 
se" Ende Juni erfolgen sollte 
und die Verhandlungen zum 
30.11. 2004 abgeschlossen 
werden könnten. 

Die Verhandlungen sind 
auch deshalb gescheitert, 
weil kein Einvernehmen über 
den zu leistenden Preis er- 
zielt werden konnte. Die For- 
derungen der Industrie für 
die inzwischen geforderte 
Leistung lag um einige hun- 
dert Millionen Euro über 
dem Angebot des BMVg. 
Das Angebot des BMVg wur- 
de bereits im Jahre 2001 mit 
6,6 Mrd. € für 10 Jahre fest- 
gelegt. Dies war schon da- 
mals falsch, da die Leistung 
noch nicht einmal definiert 
war. Zwischenzeitlich hat die 
rot-grüne Koalition im Haus- 
halt eine Verpflichtungser- 

mächtigung für spätere Jah- 
re von 6,65 Mrd. € einge- 
plant. Dabei handelt es sich 
um virtuelles Geld, da weder 

im Jahre 2004 noch 2005 die 
beabsichtigten Ausgaben mit 
konkreten Beträgen unter- 
legt worden sind. 

Dietrich Austermann 

Die Vorge- 
hensweise des 
BMVg muss nach- 
drücklich kriti- 
siert werden. 

Zwar handelt es 
sich auch bei dem 
Thema Herkules 
um ein Erbe aus 
der Scharping- 
Zeit. Die jetzt Handelnden 
hätten jedoch eher reagieren 
und die Vergabe weiterer 
paralleler IT-Projekte stop- 
pen müssen. Die Kritik des 
Bundesrechnungshofes ist 
insoweit berechtigt. Das 
Verteidigungsministerium 
hat die Einschaltung weite- 

rer Berater mit der Komple- 
xität des IT-Projektes Herku- 
les und der besonderen wirt- 
schaftlichen Bedeutung des 
zu verhandelnden Vertrags- 
werkes begründet. Dass der 

hohe Aufwand an Projekt- 
managementleistungen und 
hoch spezialisierter fachli- 
cher Expertise weniger pri- 
vater Unternehmen gehol- 
fen hat die Probleme zu ver- 
kleinern, muss nach dem bis- 
herigen Verlauf bezweifelt 
werden. 

Das Verteidigungsmini- 
sterium hat zu wenig getan, 
eigenes Personal auszubil- 
den und einzusetzen. Herku- 
les hat die Entwicklung der 
Bundeswehr im Bereich der 

IT-Technologie über Jahre 
blockiert, da Anstrengungen 
in die falsche Richtung ge- 

Thomas Kossendey 

lenkt wurden. Hunderte 
von Millionen wurden ver- 
schwendet. Es wurde nicht 
zur Kenntnis genommen, 
dass das Anbieterkonsortium 
praktisch nicht mehr kom- 
plett an dem Angebot inter- 
essiert war. Herkules hat sich 
zu Maut II entwickelt. 

Es ist Zeit, jetzt einen ra- 
dikalen Schnitt zu machen, 
das Verfahren aufzuheben 

und kleinere Pakete zu bil- 
den, die handhabbar sind. 
Dabei sollte auf die Fach- 
kompetenz des Mittel- 
stands in Deutschland, aber 
auch leistungsfähiger deut- 
scher großer Unternehmen 
zurückgegriffen werden. 

Ein belastbarer Zeitplan 
für das weitere Vorgehen 
muss dem Parlament umge- 
hend vorgelegt werden. Die 
Ausgabe weiterer Mittel 

muss gestoppt werden. 
Dietrich Austermann ist 

der haushaltspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion,  Thoi 
ist der Obmann der 

CDU/CSU im Verteidigungs- 

ausschuss. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

NEU'. 

Sonnenschirm 
ohne Fuß 

Bestell-Nummer: 04: 
Preis je    Stück: 38,00 € 
inkl. MwSt.: 44,00 € 

Fußständer 
für Sonnenschirme 

Bestell-Nummer:045' 
Preis je 
inkl. MwSt: 7,54 € 

RESTPOSTEN! 

Windbreaker„CDU" 
100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dun- 

kelblau: 65% Polyester, 35% Baum- 

Wolle.Ausstattung: Vorder und Taschen- 

reissverschluss, Bündchenregulierung 

durch Zugband, mit Stopper und inte- 

grierter Kapuze. 

Größe L: Bestell-Nummer:9840 
Größe XL:      Bestell-Nummer: 9841 
Größe XXL:    Bestell-Nummer: 9842 
Preis je Windbreaker: ^U^    \2-jio € 

inkl. MwSt: ^\€    \+jls  € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

„Wir malen uns die Welt 
wie sie uns gefällt." 

\   V 
t 

1  tl KT-         < * 

1   couf      "A 

^Tyt 

9h J 

»2£ 

CDU-Malblock 
DIN A4, 30 Blatt 

Bestell-Nummer: 9i 

Preis je 
inkl. MwSt: 32,48 € 

1. Klasse - so sollte auch 

die Schulpolitik sein. 

Plakat„1. Klasse- 
so sollte auch die 
Schulpolitik sein." 

Besier für die Menschen. 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7( 

Preis je 5( 
inkl. MwSt: 22,04 € 

DIN A0 
Bestell-Nummer: 7036 
Preis je 
inkl. MwSt: 33,35 € 

CDU-Buntstifte 
mit intensiver Farbkraft, 

Bruch-, Wisch- und Wasserfest 

Bestell-Nummer: 
Preis je 
inkl. MwSt.: 20,18 € 

Plakat „Willkommen in 
der 1. Klasse!" 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7( 
Preis je 

inkl. MwSt.: 22,04 € 

DINA0 
Bestell-Nummer: 7( 
Preis je 5( 
inkl. MwSt: 33,35 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Mini-Schultüte 
Inhalt: 4 Buntstifte, Radiergummi, 

Bleistift und CDU-Vitaminbonbons 

Bestell-Nummer:9657 
Preis je 10 Stück: 15,30 € 
inkl. MwSt.: 17,75 € 

äE2£**»»*»* 

Stundenplan 

Bestell-Nummer:9258 
Preis je 250 Stück: 10,20 € 
inkl. MwSt: 11,83 € 

$ f     IJIIlJlUI.IJlllllJIIIIIIIIIIIIIIII.llim 

Basteibogen mit Stundenplan 
„Leuchtturm" 

Bestell-Nummer:9745 
Preis je 25 Stück: 10,20 € 
inkl. MwSt.: 11,83 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53 348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

RESTPOSTEN« 

PWschl 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen 

der Ballungszentren 

Bestell-Nummer:9: 
Preis je 10 Stückt 
inkl. MwSt.: 17.4C 

Mit uns 
fährt man 

besser. 

Parkscheibe 

Bestell-Nummer:9814 
Preis je 100 Stück: 28,63 € 
inkl. MwSt.: 33,21 € 

r: y^bi» 

17-jOO € 

13;** € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 

Telefax 05241-8041892 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 

2L2|04 


